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Unternehmen, die gesetzlich verpflichtet sind, ihren Jahresab-
schluss zu veröffentlichen (z. B. GmbH oder GmbH & Co. KG), 
müssen die Frist zur Veröffentlichung beachten. Der Abschluss 
muss spätestens vor Ablauf des zwölften Monats des dem 
Abschlussstichtag nachfolgenden Geschäftsjahrs offengelegt 
werden.

Unternehmen, die ihre Jahresabschlüsse nicht rechtzeitig einrei-
chen, müssen mit der Festsetzung von Ordnungsgeldern rechnen. 
Sie werden sodann durch das Bundesamt für Justiz von Amts 
wegen aufgefordert, ihrer gesetzlichen Verpflichtung innerhalb 
von sechs Wochen nachzukommen. Mit der Anforderung ist 
gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter 
Einreichung nicht erlassen bzw. angerechnet wird.

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgen-
den Abschlussstichtagen mindestens zwei der folgenden Merk-
male nicht überschreiten (350.000 € Bilanzsumme, 700.000 € 
Umsatzerlöse und durchschnittlich zehn beschäftigte Arbeitneh-
mer) sieht das Gesetz Erleichterungen vor:

Sie müssen unter bestimmten Voraussetzungen keinen Anhang 
erstellen. Hierfür müssen bestimmte Angaben unter der Bilanz 
ausgewiesen sein: Angaben zu den Haftungsverhältnissen, 
Angaben zu den Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglieder 

des Geschäftsführungsorgans, eines Beirats oder Aufsichtsrats 
gewährt wurden, erforderliche Angaben zu den eigenen Aktien 
der Gesellschaft (bei einer Aktiengesellschaft). Darüber hinaus 
können in besonderen Fällen zusätzliche Anhangangaben nötig 
sein, wenn der Abschluss kein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
widerspiegelt.

Auch werden Kleinstkapitalgesellschaften Optionen zur Verrin-
gerung der Darstellungstiefe im Jahresabschluss eingeräumt. 
Schließlich können die gesetzlichen Vertreter dieser Gesell-
schaften zwischen der Offenlegung durch Veröffentlichung 
(Bekanntmachung der Rechnungslegungsunterlagen) oder durch 
Hinterlegung der Bilanz beim Betreiber des Bundesanzeigers 
wählen. Dabei ist auch im Fall der Hinterlegung die elektronische 
Einreichung der Unterlagen vorgeschrieben.

Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer müssen regelmäßig 
auf ihre Angemessenheit hin überprüft werden. Bei dieser 
Prüfung werden folgende Gehaltsbestandteile berücksichtigt: 
Festgehalt (einschließlich Überstundenvergütung), Zusatzvergü-
tungen (z. B. Urlaubsgeld, Tantiemen, Gratifikationen), Pensions-
zusagen und Sachbezüge.
Die Vergütungsbestandteile dürfen sowohl dem Grunde, als auch 
der Höhe nach nicht durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst 
sein. Zudem müssen die einzelnen Gehaltsbestandteile sowie die 
Gesamtvergütung angemessen sein. Danach ist zu prüfen, ob 
auch ein fremder Geschäftsführer, der keine Beteiligung an der 
GmbH hält, diese Entlohnung für seine Tätigkeit erhalten hätte. 
Es kann auch notwendig sein, die Tantieme und die Gesamtbe-
züge  z. B. wegen weiterer Bezüge aus anderen Tätigkeiten  auf 
einen bestimmten Höchstbetrag zu begrenzen. Beschäftigt eine 

➔ Körperschaftsteuer ....…………………………………………

GmbH mehrere Geschäftsführer, müssen insbesondere bei kleinen 
Unternehmen ggf. Vergütungsabschläge vorgenommen werden.
Damit die Vergütungen des Gesellschafter-Geschäftsführers als 
Betriebsausgaben berücksichtigt werden können, muss zuvor 
ein Anstellungsvertrag abgeschlossen werden. In diesem muss 
klar und eindeutig formuliert werden, welche Vergütungen der 
Gesellschafter-Geschäftsführer erhält. Fehlen diese Vereinbarun-
gen, liegt eine verdeckte Gewinnausschüttung vor.
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämtliche Änderungen der 
Bezüge sind grundsätzlich im Voraus durch die Gesellschafter-
versammlung festzustellen.
Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der Urteile zu diesem Themenge-
biet ist es sinnvoll, die Bezüge insgesamt mit dem Steuerberater 
abzustimmen.

Frist 31. Dezember 2019
Offenlegung Jahresabschluss 2018

Gesellschafter-Geschäftsführer
Bezüge regelmäßig überprüfen

JAHRES-ABSCHLUSS
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Wirtschaftliche, gesellschaftsrechtliche und andere Gründe 
zwingen Unternehmen, ihre Organisationsstrukturen einer 
ständigen Prüfung zu unterziehen und ggf. durch Umwandlung 
in eine andere Rechtsform anzupassen. Die Gründe für eine 
Umwandlung sind vielfältig und von den jeweiligen rechtlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen der Unternehmen und ihrer 
Beteiligten abhängig.

Die Umwandlung einer Offenen Handelsgesellschaft (OHG) in 
eine GmbH ist zulässig. Dabei sind die Vorschriften des Um-
wandlungsgesetzes und des Umwandlungssteuergesetzes zu 
beachten. Beim Wechsel von der OHG in eine GmbH ist u. a. 
die sog. Buchwertverknüpfung möglich. Die Übertragung der 
Vermögens- und Schuldposten aus der Schlussbilanz der OHG 
in die Eröffnungsbilanz (Übernahmebilanz) der GmbH erfolgt zu 
unveränderten Werten. Stille Reserven werden nicht aufgelöst. 
Es entsteht kein zu versteuernder Gewinn.

Bei einer solchen Umwandlung verlangt die Finanzverwaltung, 
dass der qualifizierte Einbringungsgegenstand (Betrieb, Teilbe-
trieb oder Miteigentumsanteil) am steuerlichen Übertragungs-
stichtag vorhanden sein muss.

Das Niedersächsische Finanzgericht bestätigte diese Auffassung. 
Eine Einbringung im Wege des Rechtsformwechsels einer OHG 
in eine GmbH könne nicht mit steu-
erlicher Rückwirkung vorgenommen 
werden, wenn die OHG im Zeitpunkt 
des Umwandlungsbeschlusses bereits 
keiner Tätigkeit mehr nachgehe.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Bringt ein Unternehmer seinen Betrieb, Teilbetrieb oder Mit-
unternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft ein, kann die 
Einbringung auf Antrag auf einen Tag zurückbezogen werden, 
der höchstens acht Monate vor dem Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrags liegt. Außerdem darf der Tag nicht mehr 
als acht Monate vor dem Tag liegen, an dem das eingebrachte 
Betriebsvermögen auf die übernehmende Gesellschaft übergeht.
Den Antrag kann (nur) die übernehmende Kapitalgesellschaft 
stellen. Er ist bei dem für die Besteuerung der Kapitalgesellschaft 
zuständigen Finanzamt zu stellen. Er kann ausdrücklich, aber 
auch konkludent, z. B. durch Abgabe einer Steuererklärung nebst 
Bilanz auf den Einbringungsstichtag, gestellt werden. Ein einmal 
gestellter Antrag kann nicht mehr geändert werden. Das heißt, 
der Einbringungsstichtag ist nicht mehr änderbar.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Leistet eine GmbH an ihren beherrschenden Gesellschafter eine Pension und gleichzei-
tig eine weitere Vergütung für die Geschäftsführeranstellung, stellt sich die Frage, ob 
die zugrunde liegende Vereinbarung einem Fremdvergleich standhält. Ist sie hingegen 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, liegt in der Regel eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung vor.
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall wurde der beherrschende 
Gesellschafter-Geschäftsführer im Jahr 2010 aus Altersgründen abberufen und erhielt 
eine monatliche Pension. Da es zu Konflikten zwischen Kunden der GmbH und dem 
neuen Geschäftsführer kam, wurde der beherrschende Gesellschafter 2011 wieder zum 
Geschäftsführer bestellt. Dafür erhielt er weniger als 10 % seiner früheren Geschäfts-
führervergütung. Diese Vergütung und die weiter bezahlte Pension beliefen sich auf 
25 % seiner früheren Gesamtbezüge.
Das Finanzgericht Münster konnte keine gesellschafsrechtlich veranlasste Vorteilszu-
wendung erkennen, da die Wiedereinstellung allein im Interesse der GmbH erfolgt sei. 
Die Vergütung des Gesellschafter-Geschäftsführers (Pension und Gehalt) hatte lediglich 
Anerkennungscharakter und stelle kein vollwertiges Gehalt dar. Auch mit fremden 
Dritten wäre eine solche Vereinbarung getroffen worden. Daher liege keine verdeckte 
Gewinnausschüttung vor.          Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Alkohol löst keine 
Probleme, 
aber das tut Milch 
ja auch nicht . . .
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Pension und Gehalt für Geschäftsführer
Verdeckte Gewinnausschüttung
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Von der OHG in die GmbH
Buchwertverknüpfung

Einbringung eines Betriebs in eine GmbH
Stichtag ist nicht änderbar


